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Bonn, den 12. Mai 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Abschiebung illegaler ausländischer Arbeitnehmer in 
der Bundesrepublik Deutschland 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hussing, Dr. Rinsche, 
Dr. Böhme, Pfeifer, Krampe, Frau Dr. Wolf, Müller (Ber- 
lin), Zink, Hein (Salzgitter-Lebenstedt) und Genossen 
— Drucksache VI/2058 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Chef des Bundeskanzleramtes, dem Auswärtigen Amt 
und dem Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wie folgt: 


1. WaS vciünlaßte den Bundeskanzler und Mitglieder der Bundes- 
regierung, mehrfach Optimismus dergestalt in Umlauf zu setzen, 
daß mit einer Legalisierung der illegalen ausländischen Arbeit- 
nehmer zu rechnen sei? 


Von Mitgliedern der Bundesregierung sind optimistische Er- 
klärungen zur Frage einer Legalisierung der illegal in das Bun- 
desgebiet eingereisten ausländischen Arbeitnehmer nicht ab- 
gegeben worden. Die Bundesregierung hat sich indes für eine 
Lösung des Problems der ausländerrechtlichen Behandlung die- 
ses Personenkreises ausgesprochen, die humanitären Gesichts- 
punkten Rechnung trägt. Diese Auffassung haben auch die Her- 
ren Regierungschefs der Länder, denen der Vollzug des Auslän- 
dergesetzes obliegt, gegenüber dem Herrn Bundeskanzler bei 
einer Besprechung am 12. März 1971 übereinstimmend zum Aus- 
druck gebracht. Die Regierungschefs des Bundes und der Länder 
haben weiterhin darin übereingestimmt, daß Massenabschiebun- 
gen bisher illegal eingereister ausländischer Arbeitnehmer nicht 
in Betracht kommen. 
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2. Wie oft und mit welchen Argumenten hat sich die Bundesregie- 
rung für eine Legalisierung illegaler ausländischer Arbeitnehmer 
bei den Innenministern der Länder eingesetzt? 

Die Bundesregierung hat die Innenminister der Länder gebeten, 
humanitäre Gesichtspunkte zu berücksichtigen. 

Die Frage ist auf der Konferenz der Innenminister der Länder 
am 5. Februar 1971 behandelt und bei der Besprechung des 
Herrn Bundeskanzlers mit den Herren Regierungschefs der 
Länder am 12. März 1971 mit dem in der Antwort zu der Frage 1 
dargelegten Ergebnis erörtert worden. 


3. Welche „humanitären Gesichtspunkte" sind es, die nach Presse- 
meldungen der Bundesregierung eine Abschiebung nicht erlaubt 
erscheinen lassen? 


Die in Betracht kommenden Sachverhalte sind zu vielschichtig, 
als daß eine abstrakte erschöpfende Aufzählung dieser Härte- 
fälle erfolgen könnte. Sie eignen sich auch nicht zu öffentlicher 
Darlegung, wenn eine Sogwirkung vermieden werden soll. 


4. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wieviel 
illegale ausländische Arbeitnehmer bisher abgeschoben worden 
sind? 


Nach Mitteilung der Innenminister der Länder betragen die 
Zahlen der illegal in das Bundesgebiet eingereisten ausländi- 
schen Arbeitnehmer, die in den genannten Zeiträumen abge- 
schoben worden sind: 

Baden-Württemberg 139 (1. Oktober 1970 bis 31. März 1971) 

Bayern 930 ( 2 . Halbjahr 1970 insgesamt; die 

Zahl enthält neben den Abschie- 
bungen wegen illegaler Einreise 
auch die zwangsweise Entfernung 
von Ausländern aus dem Bundes- 
gebiet wegen anderer Gründe) 

Berlin 27 (1. Oktober 1970 bis 31. März 1971) 

Bremen 15 (1. Oktober 1970 bis 31. März 1971) 

Hamburg 117 (1. Oktober 1970 bis 31, März 1971) 

Hessen 115 (1. Oktober 1970 bis 31, März 1971) 

Niedersachsen 37 (1. Oktober 1970 bis 31. März 1971) 
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Nordrhein-Westfalen 2058 (1970 insgesamt; die Zahl enthält 

neben den Abschiebungen wegen 
illegaler Einreise auch die zwangs- 
weise Entfernung von Ausländem 
aus dem Bundesgebiet wegen an- 
derer Gründe) 

Rheinland-Pfalz Genaue Angaben konnten nicht 

gegeben werden 


Saarland 


52 (1. Oktober 1970 bis 31. März 1971) 


Schleswig-Holstein 


20 (1. Oktober 1970 bis 31. März 1971) 


Soweit über frühere Jahre Zahlenangaben gemacht werden 
konnten, unterscheiden sie sich nicht wesentlich von denen in 
den genannten Zeiträumen. 


Nicht berücksichtigt wurde die nicht unerhebliche Zahl der- 
jenigen illegal eingereisten ausländischen Arbeitnehmer, die 
freiwillig zur Ausreise aus dem Bundesgebiet veranlaßt werden 
konnten. 


5. Kdnii die Bundesregierung Angaben darüber machen, wieviel 
illegale ausländische Arbeitnehmer durch kommunale Behörden 
bisher legalisiert worden sind? 


Die Innenminister der Länder haben übereinstimmend mitge- 
teilt, daß der Aufenthalt illegal eingereister ausländischer Ar- 
beitnehmer nur in Einzelfällen, die zahlenmäßig nicht ins Ge- 
wicht fallen, durch Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis legali- 
siert worden ist. Hierbei handelte es sich im allgemeinen um 
solche Fälle, in denen eine schuldhafte Verletzung der Einreise- 
bestimmungen nicht vorlag. 


6. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wieviel 
ausländische Arbeitnehmer nach Bekanntwerden des Abschie- 
bungsbeschlusses ihre bisherigen Arbeitsplätze verloren haben? 


Die Entlassung illegal beschäftigter ausländischer Arbeitnehmer 
wird den Arbeitsämtern im allgemeinen nicht bekannt. Die Bun- 
desregierung kann daher kine Angaben darüber machen, wie 
viele ausländische Arbeitnehmer ihre Arbeitsplätze verloren 
haben, seitdem die Innenminister der Länder am 5. Februar 1971 
beschlossen, unter Aufrechterhaltung ihres entsprechenden 
Grundsatzbeschlusses vom 3./4. Juni 1965 den Aufenthalt illegal 
in das Bundesgebiet eingereister ausländischer Arbeitnehmer 
nicht zu legalisieren. 
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7. Wie wird nach Meinung der Bundesregierung sichergestellt, daß 
dadurch bekanntwerdende Unternehmer wegen der Beschäfti- 
gung von Ausländern ohne die erforderlichen Arbeitserlaubnisse 
miL dem vom Vorstand der Bundesanstalt für Arbeit beschlosse- 
nen Bußgeld belegt werden? 


Der Vorstandsbeschluß ist von den Dienststellen der Bundesan- 
stalt für Arbeit entsprechend den ihnen erteilten ausführlichen 
Weisungen zu vollziehen, sobald ihnen bekannt wird, daß ein 
Arbeitgeber ausländische Arbeitnehmer unerlaubt beschäftigt. 


Genscher 



